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Die Abgeordneten zum Nationalrat DKfm. DDr .. KÖNIG, SUPPAN 
und Genossen haben am 180 Jänner 1978 -lmter der Nr~ 1594/J 
an mich eine schriftliche parlamentarische Anfrage gerichtet, 
w~lche folgenden Wortlaut hat: 

"1. Werden Sie dafür sorgen, da.ß derartige Regierungspropa­
ganda auf Kosten der Steuerzahlen, wie-sie vom Verkehrs­
minister ausdrücklich zugegeben wurde, in Zukunft 
unterbleibt? 

2.vlerden Sie veranlassen, daß die hiefür budgetierten 
und noch nicht verbrauchten t-Iittel gleichfalls dem 
JCrebsforschungsfonds überwiesen werden? 

3~ Wenn ja p wie hoch sind diese Beträge? 

4 .. Halten Sie es für gerechtfertigt p die Bevölkerung 
mit nenen Steuern zu belasten, wenn ein Teil der 
so aufgebrachten zusätzlichen Hittel für Regierungs­
propaganda vergeudet wird? 

5. 'VIelehe Möglichkeiten bieten Sie dei, opposi tion, sachlich 
unrichtige Behauptungen. Ihrer tfReg+erungspropaganda n 

. in adäquater F'orrn zu berichtigen?" 

Ich beehre mich, diese Anfrage wie folgt zu beantworten .. 

Grundsätzliches: 
Unter Bezugnahme auf die Ausführungen des Bundesministers 
für Verkehr während der Plenarsitzung des Nationalrates 
am 15 .. Dezember 1 977 wird in der l'~inlei tung der Anfrage 
der Begriff \tl~egierungspropaganda" in einer solchen Art 

1591/AB XIV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 1 von 2

www.parlament.gv.at



verwendet, daß in der Öffentlichkeit der Eind:ruck entstehen 
könnte, die Bundesregierung- habe mit "Steuermitteln" 
fUr sich Propagandabetriebeno Das widerspricht aber 
der Aussage des Bundesministers für Verkehr 9 der im Zuge 
seiner \vortmeldung ausdrück lieh und unmißvers tändl ich 
klarstellte, daß es sich bei diesen Presseeinschaltungen 
nicht um eine Propaganda für die Regierung, sondern um 
eine Werbung für den Betrieb "Österreichische Bundesbahnen 9t 

geha.ndelt ha.t .. 

Eine solche Werbung halte ich im Interesse des Betriehes, 
seines Eigen tii'ners - des 'ös terreichischen Volkes - und 
nicht zuletzt aus budgetären Überl(~gungen für gerechtfertigt. 
Weil Diskussionen über das sogenannte "Defizit der 
Österreichischen Bundesbahnen/i zv..meist in so indifferenzierter 
Weise geführt werden p daß dadurch die volkswirtschaftlichen 
und sozialen Funktionen dieses Betr,iebes nicht zur Gel tung 
kommen, ist die in Rede stehende 'ilerbung sogar unerläßlich. 
Sie versucht nämlich, schädliche Auswirkungen auf die 
wirtschaftliche Konkurrenzfähigkeit dieses Unternehmens 
auch im Interesse der Steuerzahler hintanzuhalten" 

Im Hinblick auf die obigen Ausführungen entfällt eine 
Beantwortung" 

Zu FraGe 5 : . 
-_._,-~-

Selbs t bei kritisches ter Prüfung kann ich im 'rext der 
Werbeaktionen der Öst~rreichischen Bundesbahnen keine 

. sachlich unrichtige Beha'uptung feststellen .. Eine Berichtigung 
in 19adäquater Form" 'st daher weder seitens der Regierung 
noch seitens der Opposition erforderlicho 
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